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g e g e n
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Beklagter und Beschwerdegegner.

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. März
1976 durch Vorsitzenden Richter Dr. B a r e s e l

,
Richter Dr. R e n n e r und Richter

Dr. W u l f h o r s t sowie die ehrenamtlichen

Richter Dr. E l i c k e r und Dr. K a y s e r
beschlossen:

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung

der Revision im Urteil des Landessozialgerichts

Baden-Württemberg vom 26. Juni 4975 wird als unzu-
lässig verworfen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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G r ü n d e :

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im

Urteil des Landessozialgerichts —LSG—_(S160 a Abs. 4 und
' 2 Sozialgerichtsgesetz —SGG-) ist unzulässig; sie ist nicht

schlüssig begründet.

Der Kläger hat in der Begründung als Verfahrensmangel,

auf dem das angefochtene Urteil beruhen soll, geltend

gemacht, das LSG sei seinem Beweisantrag‚ Regierungspräsi-

dent Dr. P ,
Freiburg, als Zeugen über extreme Belastun-

gen der deutschen Soldaten im Polarbereich in Nord-Norwegen

zu vernehmen, ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt und

habe dadurch seine Sachaufklärungspflicht (@ 403 SGG) ver-
letzt. Damit wird jedoch ein Verfahrensmangel im Sinne des

5 160 Abs. 2 Nr. 5 SGGnicht in der nach 5 160 a Abs. 2
Satz 5 SGG gebotenen Form "bezeichnet". Da keine Zeugen

für die besonderen, konkreten Lebensbedingungen des
Klägers in Nord-Norwegen aus seiner damaligen näheren

Umgebung zur Verfügung standen, hat das LSG seine Ent—

scheidung wesentlich auf die Aussagen der Ärzte Dr. Seiler

und Dr. B über die allgemeinen Lebensbedingungen

_der deutschen Soldaten im nördlichen NOrwegen gestützt.
: Der vom Kläger als Zeuge benannte Dr. P soll eben—

falls bloß solohe allgemeinen Kenntnisse über den "Polar—

einsatz" haben; er war, wie das LSG unbestritten festge-

stellt hat, nicht mit dem Kläger in derselben Einheit
und nicht mit ihm zusammen im Einsatz.

Um eine Verletzung der Sachaufklärungspflicht als Ver-
fahrensmangel schlüssig darzulegen, hätte der Kläger

in der Beschwerdebegründung im einzelnen vortragen
müssén, welche Umstände dem Berufungsgericht angesichts

dieser Sachlage eine Vernehmung des weiteren, nicht so

sachkundigen Zeugen hätten aufdrängen müssen. Das ist
nicht geschehen. Das LSG mußte nicht zur Erfüllung
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seiner Sachaufklärungspflicht jede weitere Person vernehmen,
die als Zeuge für die allgemeinen Tatsachen benannt wurde.

Vielmehr hätte der Kläger im Berufungsverfahren und entspre—

chend auch in der Beschwerdebegründung wenigstens andeuten
müssen, welche rechtserheblichen Tatsachen über die Lebens-

bedingungen der deutschen Soldaten im nördlichen Norwegen

Dr. P über die sachkundigen Aussagen der vernommenen
Är2te hinaus oder Was er dazu abweichend von ihnen werde
bekunden können (zur Revisionsbegründung gemäß % 460 Abs. 1
Nr. 2 SGGaF: BSG SozR Nr. 44 zu 5 403 SGG).

Die nicht schlüssig begründete Beschwerde muß als unzu-
lässig verworfen werden.

Die Kostenentscheidung ergeht in entsprechender Anwendung

des 5 495 SGG.
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